
Landeshauptstadt saarbrücken

begründung zum bebauungspLan nr 452.07.00 

„nahversorgungsmarkt brebach“

im stadtteiL brebach

stand:

ÖffentLiche ausLegung gem. § 3 abs. 2 baugb

beteiLigung der behÖrden und verwaLtungsinternen steLLen 
 gem. § 4 abs. 2 baugb i.v.m. § 13 a baugb

kern PLAN
GESELLSCHAFT FÜR STÄDTEBAU UND KOMMUNIKATION mbH

17.05.2010



2Landeshauptstadt Saarbrücken - BP Nr. 452.07.00 „Nahversorgungsmarkt Brebach“     www.kernplan.de

stand: 18.05.2010
bearbeitet von:

kirchenstr. 12, 66557 iLLingen, 
teL. 0 68 25 - 4 06 16 90, fax 0 68 25 - 4 06 16 99

www.kernpLan.de · info@kernpLan.de

 

KERN PLAN
GESELLSCHAFT FÜR STÄDTEBAU UND KOMMUNIKATION mbH

inhaLt:

vorbemerkungen 3

grundLagen 4

rahmenbedingungen 5

städtebauLiches konzept 8

pLanfestsetzungen 10

pLanverwirkLichung und auswirkungen 15

finanzieLLe auswirkungen 15

nachhaLtigkeit 15

abwägung der ÖffentLichen und privaten beLange 15

auswirkungen der pLanung auf die städtebauLiche ordnung 
und entwickLung, sowie die natürLichen LebensgrundLagen 15

gewichtung des abwägungsmateriaLs 16

fazit 16



3Landeshauptstadt Saarbrücken - BP Nr. 452.07.00 „Nahversorgungsmarkt Brebach“     www.kernplan.de

vorbemerkungen
Die EDEKA Grundstücksverwaltungs-
gesellschaft mbH beabsichtigt, das 
Gebäude des Vollsortimenters in 
Saarbrücken-Brebach zu erweitern 
und umzubauen.

Die Zulässigkeit des bestehenden Ge-
bäudes wurde ursprünglich über § 34 
BauGB hergestellt.

Nun soll der Markt neu und modern 
organisiert werden, wodurch im Süd-
osten des Frischemarktes ein kleiner 
Anbau erforderlich wird.

Für die Gesamtmaßnahme muss ein 
neuer Bebauungsplan aufgestellt 
werden, da die Verkaufsfläche über 
der Regelgröße des Baugesetzbuches 
liegt und somit ein Einfügen gem. § 
34 BauGB nicht mehr möglich ist.

Die unmittelbar angrenzenden Flä-
chen werden in den Bebauungsplan 
einbezogen, um hier erstmalig eine 
sinnvolle städtebauliche Ordnung her-
zustellen.

Der Bebauungsplan Nr 452.07.00 
„Nahversorgungsmarkt Brebach“ 
wird als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB in Verbindung mit 
§ 13 Abs. 1 BauGB aufgestellt. 

Der Flächennutzungsplan des Regio-
nalverbandes ist gemäß § 13a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung 
anzupassen. 

Die Anforderungen des § 13 a BauGB 
sind erfüllt, da das Plangebiet im In-
nenbereich liegt und die gemäß ge-
planter GRZ zusätzlich versiegelbare 
Fläche weniger als 20000 m2 beträgt.

Das Verfahren wird somit im beschleu-
nigten Verfahren durchgeführt. Gem. 
§ 13a Abs. 3 BauGB wird eine Um-
weltprüfung nicht durchgeführt, von 
einer frühzeitigen Unterrichtung und 

Erörterung nach § 3 Abs. 1 kann gem. 
§ 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen 
werden. 

Leergutannahme und Eingangsbereich des Versorgungsmarktes; Foto: Kernplan

EDEKA Neukauf im Stadtteil Brebach; Foto: Kernplan 
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grundLagen

Das ca. 1,4  ha große Plangebiet „Ver-
sorgungsmarkt Brebach“ liegt zentral 
im Stadtteil Brebach der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken. Die Grundstücke 
im Geltungsbereich werden durch die 
Saarbrücker Straße, sowie die Brück-
wiesstraße erschlossen.

anLass der aufsteLLung und 
zieLe der pLanung

Die EDEKA Grundstücksverwaltungs-
gesellschaft mbH beabsichtigt, aus 
Platzgründen den bestehenden Ver-
sorgungsmarkt zu erweitern. Zur ge-
ordneten Erweiterung des Marktes 
wird ein Bebauungsplan aufgestellt, 
durch den auch die Bestandsgebäude 
in unmittelbarer Umgebung überplant 
werden.

Die geringfügige Erweiterung des 
Marktes und die damit einhergehende 
Verbesserung des Angebotes erhöht 
die Attraktivität des Versorgungsmark-
tes in integrierter Lage.  

Es ist beabsichtigt, im südöstlichen 
Bereich des bestehenden Einzelhan-
delsgebäudes eine funktionale und 
bauliche Umstrukturierung vorzuneh-
men. 

Die zentrale Lage des Planungsgebie-
tes sowie des Marktes führen nach 
Realisierung der Umgestaltung des 
Verbrauchermarktes zu einer gewoll-
ten städtebaulichen und gestalteri-
schen Aufwertung dieses zentralen 
Bereiches.

begrenzung des räumLichen 
geLtungsbereiches 

Der Bebauungsplan wird begrenzt:

von der Saarbrücker Straße im • 
Norden,

von der an die Stellplätze angren-• 
zenden Bebauung  im Osten,

von der Brückwiesstraße im Süden • 
und

von der an das EDEKA Gelände • 
angrenzenden Mischbebauung im 
Westen.

Geltungsbereich des Bebauungsplanes, Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken 

edeka neukauf 

asb

orient 
baustoffe

saarparadies
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rahmenbedingungen

Lage im ortsteiL brebach

Das Plangebiet liegt im Stadtteil 
Brebach der Landeshauptstadt Saar-
brücken. Umgeben von einer gewach-
senen, kleinteiligen Bebauungsstruk-
tur stellen die großflächigen Baukör-
per eine Besonderheit in der Bebau-
ungsstruktur des Stadtteils dar.

topografie des pLangebietes

Das Plangebiet ist nahezu eben.

nutzung des pLangebietes 
und umgebungsnutzung

Aktuelle Nutzungen im Plangebiet 
sind:

EDEKA-Nahversorgungsmarkt• 

Baustofflager und- verkauf• 

Arbeiter-Samariter Bund mit Edith-• 
Stein-Haus

das Bordell „Saarparadies“.• 

verkehrsanbindung

Das Plangebiet wird über die Saarbrü-
cker Straße bzw. die Bruckwiesstraße 
an das örtliche Verkehrsnetz angebun-
den. 

Die Autobahnen A 6 bzw. A 621 sind 
nur wenige Minuten vom Plangebiet 
entfernt.

Öpnv-anschLuss

In unmittelbarer Nähe zum Plangebiet 
(Gehzeit < 5 Minuten) befindet sich 
eine Bushaltestelle in der Erzberger-
straße. Der Bahnhof Brebach ist etwa 
1,5 km vom Plangebiet entfernt. 

infrastruktur

Das Plangebiet ist bereits völlig er-
schlossen. Belange der Versorgung 
des Planungsgebietes mit Wasser und 
Strom sowie Belange der Abwasserbe-

seitigung werden durch die Planung 
nicht berührt.

übergeordnete  
pLanungsvorgaben

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die 
übergeordneten Vorgaben der Raum-
ordnung und Landesplanung bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne zu be-
achten.

Landesentwicklungsplan (Lep)  
teilabschnitt siedlung von 2006

Beim Stadtteil Brebach der Landes-
hauptstadt Saarbrücken handelt es 
sich nach dem LEP Siedlung um einen 
Stadtteil in der Kernzone des Verdich-
tungsraumes Saarbrücken.

Des Weiteren gelten folgende wesent-
lichen Zielsetzungen für die Ansied-
lung, Erweiterung und Änderung von 
großflächigen Einzelhandelseinrich-
tungen:

Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan für die Landeshauptstadt Saarbrücken; Quelle: Regionalverband Saarbrücken
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„(Z 46) Großflächige Einzelhandels-
ein richtungen sind im engen räumlich-
funktionalen Zusammenhang mit dem 
zentralen, innerörtlichen Versorgungs-
bereich (integrierter Standort) des je-
weiligen zentralen Ortes innerhalb des 
Siedlungszusammenhangs zu  errichten 
(städtebauliches Integrations gebot). 
Im Oberzentrum sowie in den Mittel-
zentren sind großflächige Einzelhan-
delseinrichtungen auch in den Neben-
zentren zulässig, sofern sie bezüglich 
Größenordnung, Waren sortiment und 
Einzugsbereich dem Versorgungsbe-
reich des Neben zentrums angemessen 
sind und an einem städtebaulich inte-
grierten Standort errichtet werden.“

Landesentwicklungsplan (Lep) 
teilabschnitt umwelt von 2004

Das Plangebiet ist als Siedlungsfläche 
dargestellt und liegt innerhalb eines 
Vorranggebietes für Gewerbe. An-
sonsten werden keine Festlegungen 
für diesen Bereich getroffen

Landschaftsprogramm von 2009

Nach dem aktuellen Landschaftspro-
gramm des Saarlandes (Juni 2009) 
liegt der Planungsraum innerhalb des 
Kulturlandschaftsraumes „Industrielle 
Stadtlandschaften und Bergbaufolge-
landschaften“ und zählt zu den Indus-
triesiedlungen innerhalb des Regio-
nalparks Saar. 

Ansonsten werden im Landschafts-
programm keine Festlegungen für den 
Planungsraum getroffen.

Das Tal des in ca. 200 m in südlicher 
Richtung vorbei fließenden Saarba-
ches soll als naturnahe Fließgewäs-
serstrecke gesichert und als wichtige 
Kaltluftbahn offen gehalten werden, 
die südöstlich des Planungsraumes 
liegenden offenen Flächen als Kalt-
luftentstehungsgebiete mit Siedlungs-
bezug berücksichtigt werden. Das 
Planvorhaben steht diesen Vorgaben 
nicht entgegen.

geLtendes pLanungsrecht

darstellungen des 
flächennutzungsplans

Im Zuge der Durchführung eines 
beschleunigten Verfahrens gemäß  
§ 13a BauGB zur Entwicklung des 
Plangebiets hin zu einem Sonsti-
gen Sondergebiet für Großflächigen 
Einzelhandel, wird der bestehen-
de Flächennutzungsplan gemäß  
§ 13a Abs. 2 BauGB im Wege der Be-
richtigung angepasst.

gebiete von gemein-
schaftlicher bedeutung

Es liegen keine Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung im Einflussbe-
reich des Planvorhabens.

sonstige schutzgebiete

Es sind innerhalb des Planungsgebie-
tes oder in der näheren Umgebung 
keine Natur-, Landschafts- oder Was-
serschutzgebiete, festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Naturdenk-
mäler, Naturparks, Nationalparks oder 
Biosphärenreservate ausgewiesen. 
Das geplante Vorhaben liegt auch 
nicht innerhalb eines nach § 6 Abs. 
1 des Saarländischen Naturschutzge-
setzes geschützten unzerschnittenen 
Raumes.

Innerhalb des direkten Planungsgebie-
tes befinden sich keine in der Denk-
malliste nach § 6 des Saarländischen 
Denkmalschutzgesetzes verzeichnete 
Denkmäler oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete, die von der Lan-
desdenkmalbehörde als archäologisch 
bedeutende Landschaften eingestuft 
worden sind. 

allgemeiner schutz wild le-
bender pflanzen und tiere

Von dem Planvorhaben sind keine 
Gehölz- und Baumbestände, die als 
Gelege für Vögel oder Quartiere für 
Fledermäuse dienen könnten, betrof-

fen. Der nach § 39 BNatSchG festge-
legte allgemeine Schutz wild lebender 
Pflanzen und Tiere wird daher nicht 
tangiert.   

besonderer artenschutz

Gem. §§ 19 und 44 des BNatSchG 
sind bei Planvorhaben streng und be-
sonders geschützte Arten (zu denen z. 
B. alle europäische Vogelarten zählen) 
in besonderem Maße zu berücksichti-
gen, d.h. es muss geprüft werden, ob 
durch das geplante Vorhaben beson-
ders geschützte Arten oder natürliche 
Lebensräume im Sinne des Umwelt-
schadensgesetzes erheblich gestört 
oder geschädigt werden können bzw. 
ob ein Verbotstatbestand nach § 44 
des Bundesnaturschutzgesetzes vor-
liegt.

Bei den betroffenen Flächen handelt 
es sich um voll versiegelte bzw. bebau-
te Flächen, d.h. eine Beeinträchtigung 
besonders oder streng geschützter 
Pflanzenarten oder Biotoptypen kann 
ausgeschlossen werden.

Hinweise auf das Vorkommen seltener 
Vogelarten oder anderer Artengrup-
pen, die durch das Vorhaben erheblich 
beeinträchtigt werden könnten, liegen 
nicht vor. Auf der Planfläche und in 
der näheren Umgebung sind unter Be-
rücksichtigung der Biotopausstattung 
und der bestehenden Vorbelastungen 
keine Fortpflanzungsräume streng ge-
schützter Tierarten zu erwarten. Auf 
den an das Plangebiet angrenzenden 
Flächen mit einzelnen Gehölz- und 
Einzelbaumbeständen wird mit dem 
Vorkommen weit verbreiteter Vogel-
arten wie z. B. Amsel, Haussperling 
und Straßentaube gerechnet. Eine 
Beeinträchtigung dieser weit verbrei-
teten Arten, die das betroffene Gebiet 
überfliegen und zur Nahrungssuche 
nutzen (z. B. im Bereich der Müll- und 
Papierkörbe und auf dem Parkplatz) 
kann jedoch ausgeschlossen werden.
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flächen des arten- und biotop-
schutzprogramms (absp) und 
absp-artpool

Innerhalb des Planungsgebietes wur-
den im Rahmen des Arten- und Bio-
topschutzprogramms keine Flächen 
erfasst. Im ABSP-Artpool werden kei-
ne Arten für das Gebiet aufgeführt.

planungen in der umgebung

Für die nähere Umgebung, sowie für 
das Plangebiet selbst bestehen keine 
zu beachtenden relevanten Planun-
gen.

soziale stadt saar-
brücken-brebach

Das Plangebiet liegt inner-
halb des Soziale Stadt Gebietes 
Saarbrücken-Brebach. 

Ziel der Sozialen Stadt ist unter ande-
rem die Sicherung der Nahversorgung 
im Stadtteilzentrum Brebach, sowie 
die gestalterische Aufwertung des 
Straßenraumes.

umweLt- und  
nutzungspotenziaLe

oberflächengewässer/  
grundwasser

Oberflächengewässer bestehen im 
Plangebiet selbst keine, der Saarbach 
liegt etwa 200 m vom Plangebiet ent-
fernt, ist durch die Planung aber nicht 
betroffen.

klima

Aufgrund seiner Struktur, Vegetations-
zusammensetzung und der vorhande-
nen umliegenden Nutzungen besitzt 
das Plangebiet eine untergeordnete 
klimaökologische Bedeutung.

boden

Die Bodenübersichtskarte 100 stellt 
das Planungsgebiet als Siedlungs-
fläche dar. Durch das Planvorhaben 

kommt es sehr geringfügig zu zusätz-
lichen Versiegelungen.

biotoptypen

Innerhalb des Einwirkungsbereiches 
des Planvorhabens liegen keine im 
Rahmen der Biotopkartierungen er-
fassten Flächen. 

Land- und forstwirtschaft

Im Plangebiet findet keine landwirt-
schaftliche oder forstwirtschaftliche 
Nutzung statt.

altlasten,  
bodenverunreinigungen

Es sind keine Altlasten oder Bodenver-
unreinigungen bekannt.
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städtebauLiches  
konzept
Zur Erweiterung und Umgestaltung 
des Nahversorgungsmarktes wur-
de für den Bereich des Marktes und 
seiner unmittelbaren Umgebung ein 
städtebaulicher Entwurf erstellt.

Die bestehenden Gebäudezuschnitte 
bleiben weitestgehend erhalten. Zur 
Umgestaltung des Vollsortimenters 
werden dennoch insgesamt 259 m2 
Verkaufsfläche für den Anbau bzw. die 
Neugestaltung des Eingangsbereiches 
abgerissen. Darunter fällt Verkaufs-
raum für Getränke und Lebensmittel, 
sowie Teile des Windfangs und des 
Backshops. 

Ebenso überbaut werden soll das 
ehemalige Leergutlager. Im durch Ab-
riss bzw. Neuplanung geschaffenen 
Bereich innerhalb des Gebäudes ist 
zusätzlicher Verkaufsraum, ein Wind-
fang, ein Backshop, sowie ein Leer-

gutlager vorgesehen. In der Summe 
entsteht  durch diese Maßnahmen ein 
Zugewinn an 210 m2 Verkaufsraum 
gegenüber der Verkaufsfläche vor 
dem Umbau.

Weiterhin werden die bestehenden 
Stellplätze unmittelbar vor dem Ge-
bäude entsprechend des neuen Ge-
bäudeverlaufes versetzt. Die mittlere 
Stellplatzreihe wird aus Gründen der 
Fahrgeometrie ca. 5 m in Richtung 
Südwesten versetzt.

Die Stellplätze werden entsprechend 
des städtebaulichen Entwurfes an den 
dafür vorgesehenen Bereichen be-
grünt. Die Bestandsbäume im Nord-
westen und Südosten werden durch 
Neupflanzungen ergänzt. Hiermit wird 
ein Beitrag zur Gestaltung des Stra-
ßenraums geleistet.

Der Anbau findet komplett auf dem 
Eigentum der EDEKA Grundstücksver-
waltungsgesellschaft mbH statt. Für 

den überplanten Bereich besteht noch 
kein Bebauungsplan. Zur geordneten 
Erweiterung soll nun ein Bebauungs-
plan aufgestellt werden.

Städtebauliches Konzept; Quelle: Müller + Huber Architekturbüro
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Umbau und Erweiterung Lebensmittelmarkt 

H/B = 594 / 841 (0.50m²) Allplan 2009
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Übersichtsplan VE 04.2
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eindrücke aus dem plangebiet

Foto 1 zeigt den Einfahrtsbereich von 
der Saarbrücker Straße aus. Der be-
stehende Baum markiert die Einfahrts-
situation. Die Stellplätze und das Ge-
bäude des Versorgungsmarktes liegen 
etwas tiefer als die Saarbrücker Stra-
ße. Im Hintergrund zu erkennen ist das 
Annemarie-Renger-Haus, welches den 
Versorgungsmarkt höhenmäßig über-
ragt.

Die Einrichtungen des Arbeiter-Sama-
riter-Bundes sind aus Bild 2 ersicht-
lich. An das Annemarie-Renger-Haus 
schließt eine weniger hohe Fahrzeug-
halle des ASB an Das Annemarie-Ren-
ger-Haus wird für Ausbildungskur-
se und Veranstaltungen des ASB ge-
nutzt.

Bild 3 zeigt das Gebäude der Firma 
Orient Baustoffe. In diesem Bereich 
des Plangebietes werden teilweise 
auch auf den Freiflächen Baustoffe 
gelagert.

Annemarie-Renger-Haus und Hallen des ASB; Foto: Kernplan

Gebäude der Firma Orient Baustoffe; Foto: Kernplan

 Einfahrtsbereich von der Saarbrücker Straße; Foto: Kernplan
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pLanfestsetzungen

art der bauLichen nutzung

gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 
BauNVO

festsetzung

Für das Baugebiet SOEZ wird ein Sons-
tiges Sondergebiet „Großflächiger Ein-
zelhandel“ gem. § 11 Abs. 3 BauNVO 
festgesetzt.

Zulässig sind:

Großflächige Einzelhandelsbetrie-1. 
be (Vollsortimenter) bis zu einer 
Verkaufsfläche von max. 1550 
m2. Davon sind maximal 10 % 
der Verkaufsfläche für Randsorti-
mente zulässig, ansonsten wird 
das zulässige Warensortiment auf 
Lebensmittel und Getränke be-
grenzt.

Stellplätze innerhalb der festge-2. 
setzten Flächen

der Zweckbestimmung des Son-3. 
stigen Sondergebietes dienende 
Büro-, Sozial- und Lagerräume 
sowie Nebenanlagen 

Der Bebauungsplan setzt für das süd-
liche Plangebiet gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 8 BauNVO zwei Ge-
werbegebiete fest.

Für GE 1 und GE 2 sind folgende Nut-
zungen zulässig:

Gewerbebetriebe aller Art Lager-1. 
häuser, Lagerplätze und öffentli-
che Betriebe

Geschäfts-, Büro, und Verwaltungs-2. 
gebäude

Anlagen für sportliche Zwecke3. 

Für GE 2 ist zusätzlich gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 2 BauNVO allgemein zulässig:

Wohnungen für Aufsichts- und 1. 
Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber, Betriebsleiter 

und Betriebsangehörige, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und 
ihm gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse untergeordnet 
sind.

Für GE 1 und GE 2 sind folgende Nut-
zungen gem. § 8 Abs. 3 BauNVO aus-
nahmsweise zulässig:

Anlagen für kirchliche, kulturelle, 1. 
soziale und gesundheitliche Zwe-
cke

Für GE 1 und GE 2 sind folgende Nut-
zungen nicht zulässig:

gem. § 1 Abs. 5 BauNVO “Tank-1. 
stellen“

gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 2. 
werden auch “Vergnügungsstät-
ten”, die gem. § 8 Abs. 3 Nr. 3 
BauNVO ausnahmsweise zulässig 
sind, nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes

gem. § 1 Abs. 9 Bordellbetriebe.3. 

Entwurf der Planzeichnung des BP Nr. 452.07.00
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Für GE 1 sind zusätzlich folgende Nut-
zungen nicht zulässig:

gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 1. 
werden Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonen sowie 
für Betriebsinhaber, Betriebsleiter 
und Betriebsangehörige, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und 
ihm gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse untergeordnet 
sind, nicht Bestandteil des Be-
bauungsplanes.

begründung

sonstiges sondergebiet großflä-
chiger einzelhandel

Die Nutzungsfestsetzung des Sonsti-
gen Sondergebietes „Großflächiger 
Einzelhandel“ entspricht der be-
stehenden Nutzung und ermöglicht 
eine dementsprechende Nutzung der 
Erweiterungsflächen. Zulässig ist ein 
Verbrauchermarkt mit einer zulässi-
gen Verkaufsfläche von max. 1550 m2, 
sowie ca. 105 Stellplätze. Die Festset-
zung eines sonstigen Sondergebietes 
ist notwendig, da der Vollsortimenter 
aufgrund der maximal zulässigen Ver-
kaufsfläche als großflächiger Einzel-
handel einzustufen ist und somit gem. 
§ 11 Abs. 3 BauNVO nur in Kernge-
bieten oder sonstigen Sondergebieten 
realisiert werden kann.

Weiterhin verwirklicht die Festsetzung 
das Ziel der Sicherung der Nahversor-
gung im Stadtteilzentrum Brebach in 
integrierter Lage. Durch die ermöglich-
te Erweiterung des Vollsortimenters 
kann dessen Konkurrenzfähigkeit 
erhöht werden. Durch die Beschrän-
kung der maximalen Verkaufsfläche 
ist die bauliche Erweiterung allerdings 
klar begrenzt.

gewerbegebiet

Durch die Zulässigkeit von Geschäfts-, 
Büro- und Verwaltungsgebäuden soll 
zur Belebung und Nutzungsdurchmi-

schung des Plangebietes beigetragen 
werden. Lärmempfindliche Nutzungen 
wie „Wohnen“ sind im Gebiet nicht 
zulässig, um Konflikte bereits von vor-
neherein auszuschließen.

Der Trennungsgrundsatz gem. § 50 
BImschG verhindert die Ansiedlung 
solcher Gewerbenutzungen im Plan-
gebiet, welche die Umgebung, die 
durch Wohn- und Mischnutzung ge-
prägt ist, erheblich stören könnten. 

“Tankstellen“ als auch “Vergnügungs-
stätten“ lassen sich nicht sinnvoll in 
das städtebauliche und gestalterische 
Konzept einbinden und passen nicht 
zu dem angestrebten Nutzungscha-
rakter des Plangebietes, weshalb sie 
aus dem Nutzungskatalog ausge-
schlossen werden. Des Weiteren wür-
den sie zu einem vergleichsweise ho-
hen Anteil an Kundenverkehr führen, 
was generell vermieden werden soll. 
Im Fall von Tankstellen besteht zudem 
kein Bedarf, da sich in der näheren 
Umgebung des Geltungsbereiches 
Tankstellen befinden.

„Vergnügungsstätten“ sind an ande-
rer Stelle des Stadtgebietes zulässig. 
Bordelle entsprechen nicht den ge-
wünschten Nutzungen eines Gewer-
bebetriebes in integrierter Lage.

Im Gewerbegebiet GE 2 befindet 
sich ein Gebäude, welches früher als 
Wohnhaus genutzt wurde und aktuell 
als Bordell genutzt wird. In Zukunft 
soll diese Nutzung ausgeschlossen 
werden, da sie sich nicht in die durch 
Mischnutzung, Wohn- und Dienstleis-
tungsnutzung geprägte Umgebung 
des Plangebietes einfügt und somit 
den städtebaulichen Zielsetzungen für 
diesen Bereich widerspricht.

Der gleiche Ausschlussgrund soll gel-
ten, wenn das Bordell i.S.d. BauNVO 
als Vergnügungsstätte genutzt wird.

mass der bauLichen  

nutzung 

gemäß  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

grundfLächenzahL (grz)

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m.  
§§ 16, 17 und 19 BauNVO

festsetzung

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird für 
die Nutzung SOEZ auf 0,9, für das Bau-
gebiet GE 1 auf 0,8 und für GE 2 auf 
0,6 festgesetzt. 

Bei der Ermittlung der Grundflächen 
sind die Grundflächen von:

Garagen und Stellplätzen mit ihren 1. 
Zufahrten,

Nebenanlagen im Sinne des  2. 
§ 14 BauNVO,

bauliche Anlagen unterhalb der 3. 
Geländeoberfläche, durch die das 
Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird, 

mitzurechnen.

Die zulässige Grundfläche darf durch 
die Grundflächen der in Satz 1 be-
zeichneten Anlagen bis zur Erreichung 
einer GRZ von 1,0, überschritten wer-
den.

begründung

Die Grundflächenzahl nach 
§ 19 Abs. 1 BauNVO ist eine Verhält-
niszahl, die angibt, wie viel Quadrat-
meter überbaute Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig 
ist. Die zulässige Grundfläche ist der 
Anteil des Baugrundstücks, der von 
baulichen Anlagen überdeckt werden 
darf und dient sogleich der Einhaltung 
der Mindestfreiflächen auf den Bau-
grundflächen.

Die Festsetzung einer GRZ von 0,8  ist 
gemäß § 17 BauNVO  die zulässige 
Bemessungsobergrenze für die bau-
liche Nutzung sowohl in Sonstigen 
Sondergebieten, als auch in Gewerbe-
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gebieten. Gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO 
können die Obergrenzen überschrit-
ten werden, wenn u.a. städtebauliche 
Gründe dies erfordern. 

Das Plangebiet ist heute weitgehend 
versiegelt. Um die Bestandsnutzung 
und hohe Versiegelung durch die Stell-
platzflächen planungsrechtlich fest-
zusetzen, bedarf es der dargelegten 
Erhöhung der GRZ. Baumpflanzungen 
garantieren einen ökologischen Min-
deststandard.

wandhÖhe 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m.  
§§ 16 und 18 BauNVO

festsetzung

Als Wandhöhe gilt das senkrecht ge-
messene Maß von der Geländeober-
fläche bis zum Schnittpunkt der Wand 
mit der Dachhaut oder bis zum oberen 
Abschluss der Wand. 

Die max. zulässige Wandhöhe beträgt 
im vorderen, der Saarbrücker Straße 
zugewandten Bereich 10,0 m, im rest-
lichen Bereich des Sonstigen Sonder-
gebietes, sowie in den Gewerbegebie-
ten GE 1 und GE 2 8,0 m.

begründung

Mit dieser Festsetzung erfolgt eine 
Einschränkung der maximal mögli-
chen Gebäudehöhe, so dass keine un-
maßstäblich großen Gebäude entste-
hen.

Um einen funktionalen und repräsen-
tativen Eingangsbereich für den Ver-
sorgungsmarkt zu ermöglichen, ist im 
vorderen Bereich des Sonstigen Son-
dergebietes „Großflächiger Einzel-
handel“ eine größere Gebäudehöhe 
zulässig.

Die Festsetzungen zur Wandhöhe im 
Gewerbegebiet entsprechen der aktu-
ellen Bebauung und lassen einen ge-
wissen Spielraum für die Höhenent-

wicklung.

bauweise 

gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. 
§ 22 BauNVO

festsetzung

Innerhalb des Sonstigen Sondergebie-
tes „Großflächiger Einzelhandel“ und 
im Gewerbegebiet wird eine abwei-
chende Bauweise gemäß § 22 Abs. 3 
BauNVO festgesetzt. Die Gebäudelän-
ge kann mehr als 50 m betragen, eine 
Grenzbebauung ist zulässig.

Im Baugebiet GE 2 wird eine offene 
Bauweise festgesetzt.

begründung

Die Bauweise legt fest, in welcher 
Art und Weise die Gebäude auf den 
Grundstücken in Bezug auf die seit-
lichen Nachbargrenzen auf den Bau-
grundstücken angeordnet werden. In 
der geschlossenen Bauweise können 
die Gebäude gemäß der LBO ohne 
seitlichen Grenzabstand errichtet 
werden.

Aufgrund der vorhandenen Gebäude 
im Bestandsbereich kann sinnvoller-
weise für die Baugebiete GE 1 und 
SOEZ nur eine abweichende Bauweise 
festgesetzt werden. Für das Baugebiet 
GE 2 kann aus den gleichen Gründen 
nur eine offene Bauweise festgesetzt 
werden.

überbaubare  
grundstücksfLächen 

gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. 
§ 23 BauNVO

festsetzung

Die überbaubaren Grundstücksflä-
chen werden mittels Baugrenzen fest-
gesetzt. Die Gebäude sind an den im 
Plan durch Baugrenzen definierten 
Standorten zu errichten.

Innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen sind Stellplätze, Ga-
ragen und sonstige untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen, die 
dem Nutzungszweck des Grundstü-
ckes dienen und seiner Eigenart nicht 
widersprechen, zulässig. Ein Vortreten 
von Gebäudeteilen in geringfügigem 
Ausmaß ist zulässig. 

Außerhalb der durch Baugrenzen fest-
gesetzten Flächen sind befestigte Zu-
fahrten und Zugänge, Wege, Stellplät-
ze und weitere Gestaltungselemente 
zulässig.

begründung

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen 
werden die bebaubaren Bereiche des 
Grundstücks definiert und damit die 
Verteilung der baulichen Anlagen auf 
dem Grundstück geregelt. Die Bau-
grenze gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO 
umschreibt die überbaubare Fläche, 
wobei die Baugrenze durch das Ge-
bäude nicht bzw. allenfalls in gering-
fügigem Maß überschritten werden 
darf.

Die Baugrenzen werden entsprechend 
der Grundideen des bereits beschrie-
benen städtebaulichen Entwurfs in 
den Bebauungsplan übernommen. 
Ebenso wurden die bestehenden Ge-
bäude in die Baufenster übernom-
men.

Die Abmessungen der durch Baugren-
zen beschriebenen Baufenster wurden 
so gewählt, dass den Bauherren für 
die spätere Realisierung etwas Spiel-
raum verbleibt, gleichzeitig aber eine 
umweltgerechte, sparsame und wirt-
schaftliche Grundstücksausnutzung 
erreicht wird. Die Abgrenzung der 
überbaubaren Grundstücksflächen 
schränkt die Bebaubarkeit bestimmter 
Grundstücksteilbereiche ein. 
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fLächen für steLLpLätze und 
garagen sowie für sonstige 
nebenanLagen

gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 
12 und § 14 Abs. 2 BauNVO

festsetzung

Im Bereich des bestehenden „Park-
platzes“ wird eine Fläche für eine 
Stellplatzanlage festgesetzt. Stellplät-
ze sind auch generell innerhalb und 
außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig.

Aus Gründen des Schallschutzes sol-
len die Fahrwege der Stellplätze mit 
Asphalt und nicht mit Verbundpflaster 
ausgestattet werden (siehe Lärmgut-
achten).

Anlagen zur Energieerzeugung sind 
i.V.m. § 14 Abs. 2 BauNVO im gesam-
ten Plangebiet zulässig.

begründung

Die Festsetzung der Zulässigkeit von 
Stellplätzen dient in erster Linie der 
Ordnung des ruhenden Verkehrs. 

Die Wahl des Fahrbahnmaterials soll 
Klappergeräusche von Einkaufswägen 
und damit eine Erhöhung des Schall-
pegels um 2 db(A) verhindern. 

Die Festsetzung der generellen Zu-
lässigkeit von Anlagen zur Energie-
erzeugung im Plangebiet, wie z. B. 
Blockheizkraftwerken, dient dem Auf-
bau von Nahwärmenetzen und kann 
zur energetischen Versorgung des ge-
planten Baugebietes beitragen.

Stellplätze sind auf dem gesamten 
Grundstück zulässig.

private grünfLächen

gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

festsetzung

Die bestehenden Grünflächen entlang 
der Saarbrücker Straße werden als pri-
vate Grünflächen festgesetzt.

begründung

Durch die planungsrechtliche Ab-
sicherung der bestehenden privaten 
Grünflächen ist eine Eingrünung und 
Gliederung des Plangebietes möglich. 

fLächen für die anpfLan-
zung von bäumen, sträu-
chern und sonstigen be-
pfLanzungen

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

festsetzung

Im Bereich der Stellplätze im Sonsti-
gen Sondergebiet „Großflächiger Ein-
zelhandel“ ist  je 4 Stellplätze mindes-
tens ein standortgerechter Großbaum 
(16 cm Stammumfang in 1 m Höhe 
gemessen) zu pflanzen und dauer-
haft zu erhalten. Pro Baumstandort ist 
nach Maßgabe der DIN 18 916 eine 
offene Fläche von mindestens 6 qm 
und 16 qm Grundfläche des durch-
wurzelbaren Raumes mit einer Tiefe 
von mindestens 80 cm vorzuhalten.

Zur optimalen Entfaltung der Funk-
tionalität der Gehölzstrukturen sind 
zur Anpflanzung nur standortgerech-
te Arten zu verwenden. Die folgende 
Artenliste stellt eine Auswahl der zu 
pflanzenden Gehölze dar:

Winterlinde  (Tilia cordata • 
„Rancho“)

Platane  ( P l a t a n u s • 
acerifolia)

Spitz-Ahorn  (Acer plata-• 
noides „Columnare“)

Esche „Globosa“  (Fraxinus ex-• 
celsior „Globosa“)

Stieleiche  (Quercus ro-• 
bur)

Robinie  ( R o b i n i a • 
pseudoacacia)

Die Begrünung erfolgt entsprechend 
der FLL Richtlinien und des Grünord-
nungsplanes, der in der Begründung 
enthalten ist. Er ist Bestandteil des 
Bebauungsplanes.

begründung

Durch die Eingrünung der Stellplatzflä-
chen wird ein Beitrag zur Aufwertung 
des Ortsbildes sowie der ökologischen 
Situation geleistet. Das bauliche Um-
feld wird aufgewertet.

Auf diese Weise werden monotone 
Asphaltflächen in dem Gebiet und 
eine negative Beeinträchtigung des 
Ortsbildes verhindert

fLächen für die erhaLtung 
von bäumen, sträuchern 
und sonstigen bepfLanzun-
gen

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

festsetzung

Auf den im Plan definierten Stand-
orten sind bestehende Bäume zu er-
halten.

begründung

Die vorhandenen Bäume und Sträu-
cher grünen das Vorhaben sowie die 
Zufahrt ein und prägen aufgrund ihrer 
Größe das Stadtbild und den Straßen-
raum. Aus diesem Grund und da sie 
für Kleinsäuger und Vögel einen wich-
tigen Lebensraum darstellen, sollen 
sie geschützt werden.
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ÖrtLiche  
bauvorschriften 

gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 
Abs. 4 LBO Saarland

dachform und dachneigung; 
materialien zur dacheindeckung

Zulässig sind Flachdächer und flach 
geneigte Dächer.

Kupfer und Blei sowie glasierte und 
reflektierende Materialien sind zur 
Dacheindeckung nicht zulässig, aus-
genommen sind Anlagen zur Nutzung 
von Solarenergie.

werbeanlagen

Werbeanlagen mit Laserprojektionen 
auf Dächern und/oder Fassanden sind 
grundsätzlich unzulässig.

Innerhalb des Sonstigen Sondergebie-
tes Großflächiger Einzelhandel sind 
Plakatwände und Großflächentafeln, 
die mit Papierplakaten bestückt wer-
den ausschließlich im Eingangsbe-
reich und an der Fassade des Einzel-
handelsbetriebes zulässig.

Im Sonstigen Sondergebiet und in 
den Gewerbegebieten darf die Höhe 
der Werbeanlage die Höhe des zuge-
hörigen Hauptgebäudes um max. 1,5 
m überschreiten. Eigenständige Wer-
beanlagen in Form von Pylonen oder 
ähnlichem sind nur bis zu einer Hö-
he von 10 m zulässig. Grundsätzlich 
sind Werbeanlagen und Bauteile so 
zu gestalten, dass sie in Form, Größe, 
Material und Farbe eine harmonische, 
architektonische Gliederung erkennen 
lassen und das Straßenbild nicht stö-
ren. So muss die Größe der Werbung 
im ausgewogenen Verhältnis zur Ge-
bäudehöhe und Gebäudebreite ste-
hen.

begründung

Diese Festsetzungen garantieren ein 
Mindestmaß an gestalterischen und 

städtebaulichen Wirkungen und ver-
hindern ungewollte Auswüchse.

hinweise
 Der FNP des Regionalverbandes • 
wird im Wege der Berichtigung 
angepasst.
Das Lärmgutachten des TÜV aus • 
dem Jahr 2010 ist Bestandteil 
des Bebauungsplans. 
Das Plangebiet befindet sich in-• 
nerhalb des Programmgebiets So-
ziale Stadt Saarbrücken-Brebach.
Der in der Begründung enthaltene • 
Grüngestaltungsplan ist Bestand-
teil des Bebauungsplans.

planverwirklichung 
und auswirkungen

finanzieLLe  
auswirkungen
Die Kosten für die Neuaufstellung des 
Bebauungsplanes trägt die EDEKA 
Grundstücksverwaltungsgesellschaft 
mbH.

Der Landeshauptstadt Saarbrücken 
entstehen durch die Bebauungsplan-
Neuaufstellung keine Investitions- 
und Folgekosten.

nachhaLtigkeit
Durch die Planung sind keine wesent-
lichen Auswirkungen auf ökologische, 
ökonomische und soziale Fragestellun-
gen zu erwarten. Etwaige Belange des 
Umwelt-, Boden- und Naturschutzes 
sind durch das Bebauungsplanverfah-
ren nicht betroffen. Bei den Parzellen 
handelt es sich um bereits versiegelte 
Flächen. Die Verkaufsfläche des Mark-
tes wird nur geringfügig erweitert und 
hat somit keine wesentlichen Auswir-
kungen auf Geschäfte in Brebach. Mit 
dem Bebauungsplan wird der zentrale 
Standort langfristig gesichert.

abwägung der  
ÖffentLichen und  
privaten beLange
Für jede städtebauliche Planung ist 
das kommunale Abwägungsgebot 
gem. § 1 Abs. 7 BauGB von beson-
derer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträger bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes 
die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander ge-
recht abwägen. Die Abwägung ist die 
eigentliche Planungsentscheidung. 
Hier setzt die Stadt ihr städtebauli-
ches Konzept um und entscheidet sich 
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für die Berücksichtigung bestimmter 
Interessen und infolge dessen die 
Zurückstellung der dieser Lösung ent-
gegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung im-
pliziert eine mehrstufige Vorgehens-
weise, die aus folgenden vier Arbeits-
schritten besteht:

• Sammlung des Abwägungs-
materials

• Gewichtung der Belange

• Ausgleich der betroffenen Belan-
ge

• Abwägungsergebnis.

auswirkungen der 
pLanung auf die  
städtebauLiche 
ordnung und  
entwickLung, sowie 
die natürLichen  
LebensgrundLagen
Hinsichtlich der städtebaulichen Ord-
nung und Entwicklung bzw. der na-
türlichen Lebensgrundlagen (im Sinne 
des § 1 Abs. 6 BauGB) sind insbeson-
dere folgende mögliche Auswirkun-
gen beachtet und in die Abwägung 
eingestellt:

auf die aLLgemeinen anfor-
derungen an gesunde wohn- 
und arbeitsverhäLtnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert 
die wesentlichen Grundbereiche 
menschlichen Daseins. Er enthält die 
aus den allgemeinen Planungsgrund-
sätzen entwickelte Forderung für Bau-
leitpläne, dass die Bevölkerung bei der 
Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeits-
bedingungen vorfindet.

Das bedeutet, dass das Wohn- und 
Arbeitsfeld so entwickelt werden soll, 
dass Beeinträchtigungen vom Pla-
nungsgebiet auf die Umgebung und 

von der Umgebung auf das Planungs-
gebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinba-
re Nutzungen voneinander getrennt 
werden.

Die durch den Bebauungsplan festge-
setzten Nutzungen sind bereits heute 
vorhanden und stören die Nachbar-
schaft nicht erheblich.

Parallel zum Bebauungsplanentwurf 
wurde ein Lärmgutachten erstellt. 
Die durch die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes maximal mögliche 
Geräuschbelastung unterschreitet die 
zulässigen Werte nach TA Lärm um 2 
db (A). Ein übermäßig hoher Schall-
pegel wird durch die Realisierung von 
geteerten Fahrwegen innerhalb der 
Stellplatzfläche verhindert. 

Auch die Lärmbelastung des anlagen-
bezogenen Ziel- und Quellverkehrs 
auf öffentlichen Straßen aus dem bzw. 
in Richtung Plangebiet unterschrei-
tet den Richtwert für den Gebietstyp 
Mischgebiet, welcher als Beurtei-
lungsgrundlage verwendet wurde, um 
7 db (A).

Weitere Empfehlungen zum Schall-
schutz beziehen sich auf die techni-
sche Ausgestaltung der Kühlanlagen, 
sowie die bauliche Ausgestaltung.

auf die erhaLtung, gestaL-
tung und erneuerung des 
orts- und LandschaftsbiL-
des 

Das Ortsbild wird durch die Bebau-
ungsplanaufstellung nicht negativ be-
einflusst, da die  Gebäudehöhen sich 
in die Umgebung einfügen und die Er-
weiterung des Gebäudes im Vergleich 
zum Gesamtgebäude keine erhebliche 
zusätzliche räumliche Wirkung entfal-
ten wird.

Somit ist gewährleistet, dass das be-
stehende Ortsbild nicht nachteilig 
beeinträchtigt wird, sondern positiv 

durch die gestalterische Aufwertung 
des Baukörpers beeinflusst wird.

auf umweLtschützende  
beLange

Der Bebauungsplan greift in sehr ge-
ringem Maße auf noch nicht versiegel-
te Flächen ein.  Da ein Verfahren nach 
§ 13a BauGB durchgeführt wird, ist 
kein Ausgleich notwendig. Dennoch 
wird auf die Umsetzung der Baum-
pflanzungen hingewirkt.

Die Neuversiegelung wurde so gering 
wie möglich gehalten, die gebiets-
gliedernden Grünflächen an der Saar-
brücker Straße, sowie die für den Stra-
ßenraum wertvollen Bestandsbäume 
wurden erhalten.

auf die beLange der wirt-
schaft, auch ihrer mitteL-
ständischen struktur im in-
teresse einer verbraucher-
nahen versorgung der be-
vÖLkerung sowie auf die be-
Lange der erhaLtung, siche-
rung und schaffung von 
arbeitspLätzen

In der Bauleitplanung sind die wirt-
schaftlichen Belange in erster Linie 
durch ein ausreichendes, den wirt-
schaftlichen Bedürfnissen entspre-
chendes Flächenangebot, zu berück-
sichtigen. Hierzu gehört auch die 
Bereitstellung von Arbeitsplätzen. Die-
sen Interessen trägt der vorliegende 
Bebauungsplan durch die Erweiterung 
der Verkaufs- und Lagerfläche, welche 
ein größeres Angebot und somit eine 
Erhöhung der Kaufkraft mit sich bringt, 
Rechnung. Weiterhin wird der Einzel-
handelsstandort ebenso gesichert wie 
die bestehenden Arbeitsplätze.

Auch die verbrauchernahe Versorgung 
wird durch die Erweiterung der Ver-
kaufsfläche an diesem integrierten 
Standort weiterhin gestärkt.
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Die Erweiterung wirkt sich aufgrund 
ihrer Geringfügigkeit nicht negativ auf 
die zentralen Versorgungsangebote 
in der Landeshauptstadt aus. Versor-
gungsbereiche anderer Stadtteile wer-
den durch die Planung ebenfalls nicht 
beeinträchtigt. 

auf die beLange  
des verkehrs 

Die Anbindung des Plangebietes ist 
bereits gewährleistet, es ist nicht mit 
einer größeren Verkehrszunahme zu 
rechnen.

auf aLLe sonstigen beLange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB 
zu berücksichtigenden Belange wer-
den nach jetzigem Kenntnisstand 
durch die Planung nicht berührt.

gewichtung des  
abwägungsmateriaLs
Gemäß dem im Baugesetzbuch ver-
ankerten Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 
BauGB) wurden die bei der Abwägung 
zu berücksichtigenden öffentlichen 
und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abgewägt 
und entsprechend ihrer Bedeutung in 
den vorliegenden Bebauungsplan ein-
gestellt. In diesem Verfahren wurden 
insbesondere folgende Aspekte be-
achtet:

argumente für die verab-
schiedung des bebauungs-
pLanes
• Durch die Verkaufs- und Lagerflä-

chenweiterung wird der Standort 
langfristig gesichert.

• Es können durch die Kauf kraft-
stärkung weitere Arbeitsplätze 
geschaffen bzw. die vorhandenen 
Arbeitsplätze abgesichert werden

• Die verbrauchernahe Versorgung 
wird durch die Erweiterung auch 

weiterhin gewährleistet

• Durch die Planung werden die Im-
missionsrichtwerte eingehalten.

argumente gegen die verab-
schiedung des bebauungs-
pLanes

Es sind keine Gründe bekannt, die 
gegen eine Verwirklichung des Bebau-
ungsplanes sprechen.

fazit
Im Rahmen des Bauleitplanverfah-
rens hat die Landeshauptstadt Saar-
brücken die bei der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu beachtenden 
Belange in ihrer Gesamtheit gegenei-
nander und untereinander abgewägt. 
Da die Argumente für die Realisierung 
des Bebauungsplanes eindeutig über-
wiegen, kommt die Landeshauptstadt 
Saarbrücken zu dem Ergebnis, den 
Bebauungsplan BBP Nr. 452.07.00 
„Nahversorgungsmarkt Brebach“ zu 
realisieren.


